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bedanken wir uns zunächst für die gewährte Fristverlängerung. 

 

Es wird beantragt,  

unter Aufhebung des Urteils des Landgerichts Stuttgart – Az.: 15 O 131/24 

- vom 19.12.2025, zugestellt am 23.12.2025, die Klage abzuweisen. 

 

Begründung: 

 

Das Urteil des Landgerichts Stuttgart wird vollumfänglich zur Überprüfung durch das Oberlandes-

gericht gestellt. 

 

Zunächst wird gerügt, dass das landgerichtliche Urteil stets im Tatbestand und insbesondere 

auch in den Gründen den von den Klägern unterhaltenen Internetauftritt mit „Mehr Demokratie 

wagen“ bezeichnet. Richtig muss es indes heißen: „Mehr Diplomatie wagen.“  

 



 

 

 

A. 

Zulässigkeit der Klage 

 

Das Landgericht geht rechtsfehlerhaft davon aus, dass trotz der Einrichtung einer innerparteili-

chen Schiedsgerichtsbarkeit der Weg zum staatlichen Gericht direkt eröffnet sei.  

 

Dabei setzt es sich nicht mit der Argumentation des Beklagten und Berufungsklägers (im folgen-

den: Beklagten) auseinander, dass vorliegend zunächst über ein Statutenstreitverfahren hätte 

geklärt werden müssen, ob sich der Vorstand des Beklagten bei seiner Ablehnung der Aushän-

digung von Mitgliederdaten an die Kläger statutenwidrig verhalten hat. Richtig geht das Landge-

richt davon aus, dass es sich bei dem klägerischen Zusammenschluss nicht um eine Gliederung 

des Beklagten handelt, so dass der direkte Weg über das Statutenstreitverfahren mangels Betei-

ligtenfähigkeit der Kläger nicht gegeben ist. Allerdings verkennt es, dass die Kläger sehr wohl ein 

Statutenstreitverfahren hätten anstoßen können, indem sie eine beteiligungsfähige Gliederung 

finden, die für sie das Verfahren einleitet und führt. 

 

Eine politische Partei ist in der satzungsmäßigen Ausgestaltung ihres Parteilebens frei, soweit 

sie nach demokratischen Grundsätzen organisiert ist. Die Entscheidung der SPD, nicht jedem 

einzelnen Mitglied – außer es handelt sich um eine Abberufung bzw. Feststellung der Nichtigkeit 

einer Wahl – ein individuelles „Klagerecht“ einzuräumen, sondern die Vorgabe zu machen, dass 

man sich innerparteilich Mehrheiten suchen muss (indem man z.B. eine Gliederung überzeugt, 

ein Statutenstreitverfahren zu führen), ist somit nicht zu beanstanden.  

Mithin ist die sofortige Anrufung eines staatlichen Gerichts wegen einer vorrangigen Schiedsab-

rede unzulässig. 

 

  

B. 

Begründetheit der Klage 

 

Entgegen der Auffassung des Landgerichts ist die Klage auch unbegründet. Den Klägern und 

Berufungsbeklagten (im folgenden: Kläger) steht unter keinen Umständen ein Anspruch auf Her-

ausgabe von Mitgliederdaten zu. 

  



 

 

 

I. Fehlendes berechtigtes Interesse der Kläger 

 

Das Landgericht hat zu Unrecht ein berechtigtes Interesse der Kläger an der zeitlich uneinge-

schränkten Herausgabe der streitgegenständlichen Daten der Mitglieder des Beklagten bejaht. 

 

Dabei verkennt es rechtsfehlerhaft die Rechtsnatur des Beklagten, insbesondere die besondere 

Stellung der politischen Parteien im Gefüge des Grundgesetzes und ihre dadurch besondere Or-

ganisationsstruktur, die sich in wesentlichen Fragen deutlich von der Struktur sonstiger Vereine 

unterscheidet. Den Parteien kommt insofern eine Sonderrolle zu. Das Bundesverfassungsgericht 

hat dies zuletzt in seiner Entscheidung vom 27.05.2020 (NVwZ-RR 2020, 665, 666) auch deutlich 

gemacht:  

 

„Die vom Grundgesetz vorausgesetzte Staatsfreiheit der Parteien erfordert nicht nur die Gewähr-

leistung ihrer Unabhängigkeit vom Staat, sondern auch, dass die Parteien sich ihren Charakter 

als frei gebildete, im gesellschaftlich-politischen Bereich wurzelnde Gruppen bewahren können.“  

 

Die Rechtsprechung zum Vereinsrecht ist auf Parteien daher schon per se nicht übertragbar. Eine 

Herausgabepflicht aufgrund vereinsrechtlicher Vorschriften würde außerdem in die Parteienfrei-

heit eingreifen, da das Satzungsrecht eine Herausgabe von Daten ausdrücklich nicht vorsieht. 

 

1. Regel-Ausnahme 

 

Das Landgericht stützt den Herausgabeanspruch der Kläger im Wesentlichen auf die Rechtspre-

chung des BGH, indem es aus dem Mitgliedsrecht jedes einzelnen Klägers unmittelbar einen 

Anspruch ableitet, weil „ein berechtigtes Interesse besteht“ und „die verlangte Herausgabe von 

Namen und E-Mail-Adressen an die Kläger selbst vom Anspruchsumfang gedeckt ist“. 

 

Bei dieser Argumentation übersieht das Landgericht den zentralen Punkt der Rechtsprechung 

des BGH: dass nämlich eine Überlassung von Daten an Vereinsmitglieder, die über einen An-

spruch im Zusammenhang mit § 37 BGB, also der Einberufung einer Mitgliederversammlung im 

Wege des Minderheitenrechts, hinausgeht, der Ausnahmefall ist, für den ein besonderes Inte-

resse geltend gemacht werden muss (vgl. BGH, NZG 2010, 1430, 1431). Folgte man der Argu-

mentation des Landgerichts, wäre jegliche geltend gemachte Willensbekundung innerhalb einer 

Partei (und eines Vereins) ausreichend, um als berechtigtes Interesse einen Herausgabean-

spruch auszulösen und somit das Regel-Ausnahme-Prinzip umzukehren.  



 

 

 

 

Alle vom Landgericht herangezogenen Entscheidungen haben jeweils nur für einen konkreten 

Einzelfall die Herausgabe von Mitgliederdaten zugestanden, nicht aber für eine, wie vorliegend, 

zeitlich, sachlich und örtlich unbeschränkte Verwendung.  

 

Diese Entscheidungen stellen sich wie folgt dar: 

 

1. BGH, Urteil vom 10.12.2025, II ZR 132/24  

Leitsatz: 

Ein Vereinsmitglied hat ein berechtigtes Interesse an der Mitteilung der E-Mail-Adressen 

der anderen Vereinsmitglieder, wenn es mit diesen im Vorfeld einer Mitgliederversamm-

lung Kontakt aufnehmen will, um auf deren Abstimmungsverhalten Einfluss zu nehmen. 

 

2. OLG Hamm, Urteil vom 26.4.2023, 8 U 94/22  

Leitsätze: 

(1) Einem Vereinsmitglied steht ein aus dem Mitgliedschaftverhältnis fließendes Recht 

gegen den Verein auf Übermittlung einer Mitgliederliste zu, die auch E-Mail-Adressen der 

Mitglieder enthält, soweit es ein berechtigtes Interesse hat und dem keine überwiegenden 

Geheimhaltungsinteressen des Vereins oder berechtigte Belange der Vereinsmitglieder 

entgegenstehen. 

(2) Ein berechtigtes Interesse an dem Erhalt der Mitgliederliste ist u.a. dann gegeben, 

wenn eine Kontaktaufnahme mit anderen Vereinsmitgliedern beabsichtigt ist, um eine Op-

position gegen die vom Vorstand eingeschlagene Richtung der Vereinsführung zu orga-

nisieren. (…) 

 

3. BGH, Beschluss vom 25.10.2010, II ZR 219/09  

Leitsätze: 

(1) Dem Mitglied eines Vereins steht ein Anspruch auf Offenbarung der Namen und An-

schriften der Mitglieder des Vereins zu, wenn es ein berechtigtes Interesse darlegen kann, 

dem kein überwiegend des Interesse des Vereins oder berechtigte Belange der Vereins-

mitglieder entgegenstehen.  

(2) Ein berechtigtes Interesse eines Vereinsmitglieds, Kenntnis von Namen und Anschrif-

ten der übrigen Mitglieder zu erhalten, kann auch außerhalb des unmittelbaren Anwen-

dungsbereichs des § 37 BGB bestehen, wenn das Mitglied nach den Umständen des kon-

kreten Falles, die in der Mitgliederliste enthaltenen Informationen ausnahmsweise 



 

 

 

benötigt, um das sich aus seiner Mitgliedschaft ergebende Recht auf Mitwirkung an der 

Willensbildung im Verein wirkungsvoll ausüben zu können. 

 

So sind die Kläger auch in das vorliegende Verfahren hineingegangen. Zunächst wurde nur die 

Herausgabe von Mitgliederdaten für die Versendung eines Aufrufs mit dem Titel „Mehr Diplomatie 

wagen“ verlangt. Auch außergerichtlich war nur dieser Aufruf Thema. Im Verlauf des Verfahrens 

wurden sodann die tragenden Gründe für die Klage erweitert und eine unbeschränkte Zurverfü-

gungstellung der Namen und E-Mail-Adressen aller Mitglieder des Beklagten beansprucht. Die-

sem Begehren ist das Landgericht zu Unrecht gefolgt. Dabei hat es den Umfang der von ihm 

herangezogenen Entscheidungen verkannt. Diese Entscheidungen waren jeweils davon getra-

gen, den Anspruchstellern eine effektive Ausübung ihrer Mitgliedschaftsrechte in einem begrün-

deten Einzelfall zu gewährleisten. 

 

2. Parteien als „besondere Vereine“ im Gefüge des Grundgesetzes 

 

Das Landgericht setzt ohne Not und ohne nähere Begründung politische Parteien mit (nichtwirt-

schaftlichen) Vereinen gleich und verkennt dadurch ihre besondere Bedeutung, die in Art. 21 Abs. 

1 Satz 1 GG verfassungsrechtlich verankert und herausgehoben wird. 

 

Danach wirken politische Parteien an der politischen Willensbildung mit. Dies wird in § 2 Abs. 1 

PartG präziser dadurch definiert, dass sie „dauernd oder für längere Zeit für den Bereich des 

Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluss nehmen und an der Vertre-

tung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken wollen.“ Die Parteienei-

genschaft kann ihnen nach § 2 Abs. 2 PartG aberkannt werden, wenn sie sich sechs Jahre lang 

an keiner Wahl beteiligt haben. § 1 Abs. 2 PartG nennt darüber hinaus Regelbeispiele für die 

politische Willensbildung: Einflussnahme auf die Gestaltung der öffentlichen Meinung, Anregung 

und Vertiefung der politischen Bildung, Förderung der aktiven Teilnahme der Bürger am politi-

schen Leben, Heranbildung von zur Übernahme öffentlicher Verantwortung befähigter Bürger, 

Beteiligung an den Wahlen in Bund, Ländern und Gemeinden durch Aufstellung von Bewerber*in-

nen, Einflussnahme auf die politische Entwicklung in Parlament und Regierung, Einführung der 

von ihnen erarbeiteten politischen Ziele in den Prozess der staatlichen Willensbildung sowie die 

Sorge für eine ständige lebendige Verbindung zwischen dem Volk und den Staatsorganen. Im 

Gegenzug sind die Parteien nach Art. 21 Abs. 1 Satz 3 GG zu einer inneren Ordnung verpflichtet, 

die demokratischen Grundsätzen entspricht. 

 



 

 

 

Im Unterschied zu nichtwirtschaftlichen Vereinen im Sinne des § 21 BGB sind Parteien nicht nur 

auf “die Hervorbringung eines gemeinsamen Willens gerichtet”, sondern "müssen darüber hinaus 

diesen Willen in der Öffentlichkeit bekunden, da sie nur so ihrer Kernaufgabe, der Teilnahme an 

Wahlen, gerecht werden können.” (Dürig/Herzog/Scholz/Klein, 108. EL August 2025, GG Art. 21 

Rn. 226 a.E.) Daher müssen sie das Recht haben, die Prozesse und Strukturen politischer Wil-

lensbildung selbst durch ihre Satzungen festzulegen. Den Zielen des Grundgesetzes und des 

Parteiengesetzes kann eine Partei nur dann nachkommen, wenn sie die Möglichkeit besitzt, die 

Wege der Meinungsbildung zu politischen Themen allgemein oder im Einzelnen festzulegen, um 

damit in ihrer Programmatik und Themensetzung eindeutig und erkennbar zu sein. Das hat die 

SPD durch ihre Satzung getan. In den Gliederungen und deren Organen der Partei erfolgt „nicht 

nur die Beratung und Diskussion zu anstehenden Parteientscheidungen, sondern auch die ins-

besondere für die Aktionsfähigkeit der Parteien im politischen ‚Raum‘ wichtige ‚verbindliche’ Fest-

legung des Parteiwillens (Klaus Seidel, Direkte Demokratie in der innerparteilichen Willensbil-

dung, Frankfurt am Main 1998, Seite 94).Das Parteiengesetz spricht in seinem § 8 Abs. 2 aus-

drücklich von „der Willensbildung des jeweiligen Gebietsverbandes dienenden Einrichtungen,“ 

also Mitgliederversammlungen, Parteitagen und weiteren, durch die Satzung im Einzelnen zu 

bezeichnenden Organen. Das Gesetz gibt den Parteien also zwar ausdrücklich eine vereinsrecht-

liche Organstruktur vor (Ipsen-Ipsen, PartG, 2. Auflage 2018, Rdnr. 1 zu § 8), gestattet aber über 

die Grundstruktur hinaus weitergehende Organe und überlässt es damit den Parteien, den Weg 

der konkreten Willensbildung festzulegen. Dabei ist diese Vorschrift lediglich von deklaratori-

schem Wert, da sich die Ausgestaltung „bereits aus der Satzungs- und Organisationshoheit der 

Parteien ergibt“ (Schönberger, Parteienrecht, 2. Auflage 2026, Rdnr. 21 zu § 8 PartG). 

  

3. Die Mitgliedschaft als vertragliche Beziehung zwischen Mitglied und Organisation 

 

Das Landgericht geht darüber hinaus in der Auffassung fehl, ein Herausgabeanspruch ergebe 

sich bereits aus dem Mitgliedsrecht. 

 

Das – hier lediglich abstrakt bezeichnete, nicht weiter ausgeführte - “Mitgliedsrecht” ist nämlich 

durch die Bedingungen der Beitrittserklärung und der formalen Aufnahme durch die Partei be-

schränkt. Der BGH hat bereits 1987, wenn auch im Zusammenhang mit der Aufnahme in eine 

Partei, bekräftigt, dass “die Pflicht zu satzungsgemäßem Verhalten (...) keine allgemeine, gegen-

über jedermann bestehende Rechtspflicht” sei, sondern “allein auf Mitgliedschaft und Amtsstel-

lung im Verein” beruhe (BGH NJW 1987, 2503, 2504), und damit zugleich klargestellt, dass so-

wohl für die Partei als auch für jedes einzelne Mitglied mit der Aufnahme diese Pflicht bestehe. 



 

 

 

 

Das Mitglied entscheidet sich zwar freiwillig zum Beitritt, unterwirft sich aber mit diesem (und der 

erfolgten Aufnahme) den Vorschriften der Satzungen. § 5 Abs. 1 Satz 1 OrgStat definiert dabei 

die zentrale Pflicht des Mitglieds, nämlich “die Ziele der Sozialdemokratischen Partei zu unter-

stützen“. Diese Pflicht schließt ausdrücklich auch die Pflicht zu satzungsgemäßem Verhalten ein. 

Damit erkennt das Mitglied auch den erforderlichen Prozess der Willensbildung innerhalb der 

Partei und die Beschränkung auf die dem Mitglied in den §§ 5 und 13 OrgStat zustehenden Mög-

lichkeiten, einschließlich des individuellen Antragsrechts mit ein. Das Mitgliedsrecht ist also kei-

neswegs umfassend, sondern vielmehr durch Satzungsregelungen eingeschränkt.  

 

4. Willensbildung im Rahmen des Organisationsstatuts 

 

Das Organisationsstatut der SPD sieht in § 5 Abs. 1 Satz 1 ausdrücklich das Recht aller Mitglieder 

vor, sich im Rahmen der Statuten an der politischen Willensbildung der Partei zu beteiligen. 

 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 OrgStat legt dabei den Ort fest, an dem diese Beteiligung stattfindet: den Orts-

verein. Auf dieser Gliederungsebene hat jedes Mitglied die Möglichkeit, sich an Wahlen und Ab-

stimmungen zu beteiligen und es hat ausdrücklich ein Antragsrecht. Mitglieder haben also immer 

die Möglichkeit, in ihrem Ortsverein Anträge einzubringen und sich dort um eine Mehrheit zu be-

mühen. Damit geht das Organisationsstatut sogar deutlich über das Parteiengesetz hinaus, das 

in § 15 Abs. 3 lediglich die Gewährleistung demokratischer Willensbildung, nicht aber ein An-

tragsrecht für jedes einzelne Mitglied vorschreibt, sondern die konkrete Ausgestaltung – auch 

beispielsweise in Form eines erforderlichen Quorums – der Satzungsautonomie der Parteien 

überlässt (vgl. Schönberger, Rdnr. 32 zu § 15 PartG, die ausdrücklich auf die Regelung in § 5 

Abs. 1 OrgStat hinweist). 

§ 8 Abs. 1 OrgStat bestimmt die Organisationsstruktur der Partei, die sich in absteigender Reihe 

in Bezirke, Unterbezirke und Ortsvereine gliedert. „In dieser Gliederung vollzieht sich die politi-

sche Willensbildung der Partei von unten nach oben.“ (§ 8 Abs. 1 Satz 2 OrgStat). Mit dieser 

Vorschrift hat sich die SPD (unbeschadet weiterer möglicher Organisationsebenen) eindeutig auf 

einen Verfahrensweg festgelegt, wie die politische Willensbildung in der Partei stattfindet. 

 

Im Zusammenspiel der beiden Vorschriften (§ 5 Abs. 1 und § 8 Abs. OrgStat) werden die Ein-

flussmöglichkeiten einzelner Mitglieder und der Prozess der politischen Willensbildung der Partei 

in ihren Grundsätzen definiert. Dabei werden die Rechte einzelner Mitglieder eingeschränkt, da 

es ihnen grundsätzlich nur über den Weg des Ortsvereins ermöglicht wird, ihre persönliche 



 

 

 

politische Meinung zu bestimmten Themen in die parteiinterne Debatte einzubringen. Diese Ein-

schränkung ist aber schon wegen der besonderen Bedeutung der Parteien sowohl erforderlich 

als auch zulässig.  

 

Politische Parteien, insbesondere solche mit verhältnismäßig vielen Mitgliedern wie die SPD und 

die CDU, müssen, zumal wenn sie auf Bundes- oder Landesebene an Regierungen beteiligt sind 

oder eine solche Beteiligung anstreben, die Möglichkeit haben, die öffentliche und interne Debatte 

über politische Themen gezielt zu steuern und zu kanalisieren. Eine offene Debatte über jedes 

politische Thema jederzeit und mit allen Mitgliedern einer Partei würde nicht nur zu einer Kako-

phonie der Meinungen führen; sie wäre für die Willensbildung geradezu kontraproduktiv, weil so-

wohl hinsichtlich der Themenauswahl als auch hinsichtlich der Positionierung zu einzelnen politi-

schen Themen jede denkbare Meinung von jedem Mitglied an alle Mitglieder kommuniziert wer-

den könnte und sich damit öffentlich und intern ein einheitliches Bild nicht mehr erkennen ließe. 

Nach § 1 Abs. 3 PartG legen die „Parteien (…) ihre Ziele in politischen Programmen nieder.“ 

Diese lassen sich nur dann erarbeiten, wenn auch insoweit der Prozess der Willensbildung fest-

gelegt und nicht willkürlich allen einzelnen Parteimitgliedern überlassen wird. Das bedeutet nicht, 

dass nicht jedes Parteimitglied jedes Thema und jede Position in der politischen Debatte aufrufen 

darf; es ist dabei allerdings auf die Geltendmachung seines Rechts im Sinne der Statuten – also 

namentlich des § 5 Abs. 1 OrgStat – zu verweisen, der ihm das Antragsrecht in seinem Ortsverein 

einräumt. 

 

§ 18 Abs. 3 Satz 1 OrgStat gewährt allen Organisationsgliederungen ein Antragsrecht zum or-

dentlichen Parteitag. Dies ist – mit Ausnahme der Regelungen in § 18 Abs. 5 Satz 1 OrgStat, § 3 

Abs. 6 Satz 4 WahlO – an keine weitere Bedingung geknüpft, sofern die Fristen des § 18 Abs. 3 

Satz 1 OrgStat eingehalten werden. Insbesondere bedarf ein Antrag keiner weiteren Unterstüt-

zung durch eine andere Gliederung. Das Mitglied kann seine Position also über einen erfolgrei-

chen Antrag im Ortverein unmittelbar zur Behandlung zum Parteitag geben. Diese Regelung gilt 

analog auch für alle Bezirke und Landesverbände der SPD; der Berufungskläger hat dies in § § 

9 Abs. 3 seiner Landessatzung festgelegt. 

 

5. Meinungs- und Mehrheitsbildung als berechtigtes Interesse 

 

Das Landgericht stützt seine Argumentation unter anderem darauf, dass „das Interesse der Klä-

ger (…) damit augenscheinlich darauf gerichtet (sei), innerhalb der Partei eine Meinungs- und 

ggf. Mehrheitsbildung im politischen Diskurs - der einer politischen Partei gerade naturgemäß 



 

 

 

innewohnt - zu einem bestimmten politischen Thema - hier der „Friedenspolitik" zu fördern. Es 

kommt wegen des bereits wegen Art. 5 Absatz 1, 3 Absatz 3 GG insoweit eingeschränkten Prü-

fungsmaßstabs nicht darauf an, ob diese politische „Zielrichtung" im Einzelfall eine politisch an-

gemessene oder gar mehrheitsfähige Zielrichtung ist. Der von den Klägern angestrebte Zweck 

stellt sich jedenfalls augenscheinlich nicht als parteifremd oder gar rechtsmissbräuchlich dar.“ 

 

Zuzugeben ist dem Gericht, dass der angestrebte Zweck – nämlich die Meinungsbildung zur Frie-

denspolitik – weder parteifremd noch rechtsmissbräuchlich ist. Das gilt allerdings nicht für das 

angestrebte Mittel, nämlich die Herausgabe der Mitgliederliste. Die Kläger sind vielmehr auf die 

– wegen der notwendigen Willensbildungsstruktur innerhalb der Partei erforderlichen und sat-

zungsgemäß festgelegten – Antrags- und Debattenprozesse zu verweisen, die ihnen in einem 

geordneten Verfahren das Recht einräumt, ihre Position darzustellen und für Mehrheiten zu sor-

gen.   

 

Nebenbei bemerkt sei an dieser Stelle, dass über das angestrebte Mittel zwar möglicherweise 

eine Meinungsbildung bei den angeschriebenen Mitgliedern herbeigeführt werden könnte. Eine 

Mehrheitsbildung, wie es das Landgericht suggeriert, ist aber auf diesem Wege ausgeschlossen 

und wäre mit dem Organisationsstatut nicht vereinbar, da eine bestimmte, auch größere Zahl von 

Mitgliedern eben keine Gliederung darstellt und somit in keiner Weise für die Partei oder eine 

Gliederung sprechen kann. Das Gegenteil wäre der Fall: es ist damit zu rechnen, dass – gerade 

im Fall der Friedenspolitik – mit einer Vielzahl von Meinungen zu rechnen ist, die öffentlich geäu-

ßert werden und somit zu einem uneinheitlichen und zerstrittenen Eindruck in der Öffentlichkeit 

führen könnten. Damit wäre das Gegenteil dessen erreicht, was das Parteiengesetz zur Aufgabe 

der Willensbildung ausführt, da die Partei keinen Einfluss auf die Gestaltung der öffentlichen Mei-

nung nehmen könnte und damit die Erkennbarkeit der inhaltlichen Ausrichtung und Programmatik 

der Partei beeinträchtigt werden könnte.  

 

6. Weitere Möglichkeiten der Partizipation: Mitgliederbegehren und Mitgliederentscheid 

 

Im Übrigen hat die SPD durch die Einführung des § 13 OrgStat die Möglichkeit unmittelbarer 

Partizipation der Mitgliedschaft auch an bundesweit relevanten Themen geschaffen. 

 

Mit dem Mitgliederbegehren besteht eine Möglichkeit, neben der offiziellen Willensbildungsstruk-

tur Anträge beschließen zu lassen. Die in § 13 Abs. 1 festgeschriebenen Quoren (1% der Mit-

gliedschaft aus 10 Unterbezirken aus drei Bundesländern zur Einleitung; 20% der Mitglieder zum 



 

 

 

Zustandekommen) sind ausgesprochen niedrig, so dass allein deswegen kein berechtigtes Inte-

resse der Kläger darüber hinaus in Frage kommt. Das Gericht hält diesen Verweis auf das Mit-

gliederbegehren für keine Alternative, da nach seiner Auffassung die „unmittelbare Ansprache 

der übrigen Mitglieder (…) ja gerade auch der politischen Meinungsbildung (dient), die Voraus-

setzung für das Erfüllen des für das Mitgliederbegehren erforderlichen Quorums von einem Pro-

zent der Mitglieder aus zehn Unterbezirken in drei Bundesländern ist.“ Dabei verkennt es sowohl 

Sinn und Zweck als auch und gerade das vorgesehene Verfahren für das Mitgliederbegehren.  

 

Die Kläger hatten zu keinem Zeitpunkt die Absicht, ein Mitgliederbegehren einzuleiten. Wäre dies 

der Fall gewesen, hätte der Parteivorstand bzw. der LV Baden-Württemberg frühzeitig darüber 

informiert werden und zugleich die Initiator*innen technisch und organisatorisch unterstützen 

müssen. Nach der Verfahrensrichtlinie des Parteivorstandes müssen die Initiator*innen das Mit-

gliederbegehren schriftlich oder per E-Mail beim Parteivorstand einreichen, der die Zulässigkeit 

prüft. Sobald die Initiator*innen vorab die Verpflichtungserklärung des Parteivorstandes zum Da-

tenschutz unterzeichnet und sich verpflichtet haben, die Ihnen zur Kenntnis gelangenden perso-

nenbezogenen Daten ausschließlich im Zusammenhang mit dem Mitgliederbegehren zu nutzen, 

wird ihnen der Link zum Online-Formular mit dem Mitgliederbegehren zur Verfügung gestellt, den 

sie allerdings selbst zu verbreiten haben. Sie müssen dann innerhalb von höchstens zwei Mona-

ten 1 % der gesamten Mitgliedschaft der Partei aus 10 Unterbezirken aus 3 Bundesländern davon 

überzeugen, sich den Initiator*innen anzuschließen und ein Mitgliederbegehren einzureichen.  

 

Darum ging es den Klägern allerdings überhaupt nicht. Vielmehr wollten die teilweise prominen-

ten Parteimitglieder nicht nur ein politisches Signal aussenden, sondern dieses vor allem an wei-

tere Mitglieder übermitteln, um dadurch zu suggerieren, dass es neben der Auffassung der Partei 

auch andere Meinungen in der Partei gibt. An der Legitimation dieses Ziels gibt es selbstver-

ständlich keinen Zweifel. Wer innerhalb der Partei seine Meinung durchzusetzen wünscht, hat 

sich aber an die bestehenden Prozesse und Strukturen zu halten.  

  

Die begehrten Mitgliederdaten sind für die Kläger nicht zwingend erforderlich, ihr Anliegen lan-

desparteiweit bekannt zu machen und eine innerparteiliche Diskussion über friedenspolitische 

Themen anzustoßen. Diese ist innerhalb der SPD bereits im vollen Gange. In der Öffentlichkeit 

ist deutlich, dass innerhalb der Partei unterschiedliche Positionen vertreten werden. Die Kläger 

haben auf der Internetseite www.mehr-diplomatie-wagen.de ihren Aufruf zum Ukrainekrieg ver-

öffentlicht und erreichen damit Adressaten weltweit. Die Haltung der SPD zum Ukraine-Krieg war 

zudem Diskussionsgegenstand auf dem Bundesparteitag im Dezember 2023. Der Aufruf der 



 

 

 

Kläger (www.mehr-diplomatie-wagen.de) wurde dort beraten , so dass das Ziel der Kläger, inner-

parteilich eine entsprechende Debatte zu führen, bereits erfüllt ist.  

 

Um ihre Positionen bekannt zu machen, ist es deshalb nicht erforderlich, dass die Kläger die 

Mitgliederdaten des Beklagten erhalten. Es kann auch nicht Aufgabe einer politischen Partei sein, 

jedem Mitglied, das dies wünscht, Mitgliederdaten zur Verfügung zu stellen, um ein persönliches 

Anliegen per Mail anderen Mitgliedern einer Gliederungsebene bekanntzumachen. Hierfür gibt 

es die bereits erstinstanzlich aufgezeigten Wege über den Ortsverein, gegebenenfalls ein Mitglie-

derbegehren, die Einrichtung eines Themenforums, etc. Das Statut der Beklagten und auch der 

Partei sieht hier ausreichende und wirksame Beteiligungsmöglichkeiten jenseits von Mailings un-

ter Nutzung sensibler Mitgliederdaten vor.  

  

Weil die Kläger ausreichend andere Möglichkeiten haben, ihre Initiative bekanntzumachen und 

die innerparteiliche Diskussion zu befördern, ist vorliegend ihr berechtigtes Interesse an der Aus-

händigung der Mitgliederdaten des Beklagten zu verneinen.  

  

Diese Wertung steht auch im Einklang mit dem oben zitierten BGH-Beschluss aus dem Jahre 

2011. Dort heißt es eindeutig, dass ein berechtigtes Interesse eines Vereinsmitglieds an der 

Kenntnis von Mitgliederdaten außerhalb des unmittelbaren Anwendungsbereichs des § 37 BGB 

dann bestehen kann, wenn das Mitglied nach den Umständen des konkreten Falles, die in der 

Mitgliederliste enthaltenen Informationen ausnahmsweise benötigt, um das sich aus seiner Mit-

gliedschaft ergebende Recht auf Mitwirkung an der Willensbildung im Verein wirkungsvoll ausü-

ben zu können. Eine derartige Ausnahme ist vorliegend nicht gegeben, so dass das Landgericht 

zu Unrecht ein berechtigtes Interesse der Kläger an der unbeschränkten Aushändigung von Mit-

gliederdaten angenommen hat. 

7. Bedeutung der Entscheidung des CDU-Parteigerichts 

 

Der Verweis der Landgerichts auf die Entscheidung des CDU-Parteigerichts greift letztlich auch 

nicht durch. In dieser Entscheidung werden zwar grundlegende Fragen zu Mitgliedschaftsrechten 

angesprochen. Das Landgericht hat sich aber in keiner Weise mit den satzungsrechtlichen und 

organisatorischen Strukturen der CDU auseinandergesetzt, die das Parteigericht zu dieser – 

durchaus weitgehenden – Entscheidung geführt haben. Außerdem ist die Ausgangslage dieser 

Entscheidung schon eine vollkommen andere, die mit dem vorliegenden Verfahren nicht zu ver-

gleichen ist. Im dortigen Verfahren ging es um die Einberufung eines Parteitages nach § 37 BGB. 

Dieser gewährleistet ein Minderheitenrecht, wonach eine Mitgliederversammlung einberufen 



 

 

 

werden muss, wenn ein Zehntel der Mitgliedschaft dies verlangt. Hier könnte die – auch vom 

Landgericht herangezogene – Rechtsprechung der ordentlichen Gerichtsbarkeit durchaus grei-

fen, da anderenfalls Mitglieder keine Möglichkeit hätten, sich zusammenzuschließen. Nur für 

diese Sonderfälle wäre allerdings ein berechtigtes Interesse zu bejahen. Da ein solcher hier er-

kennbar nicht vorliegt, ist die Entscheidung nicht einschlägig. 

 

Nicht berücksichtigt hat das Landgericht zudem, dass sie Entscheidung des CDU-Parteigerichts 

nur ein Einsichtsrechts in die Mitgliederlisten, nicht aber einen Herausgabeanspruch bzgl. dieser 

Daten zugesprochen hat. 

 

8. Fazit 

 

Ein berechtigtes Interesse der Kläger, das (ausnahmsweise!) einen Herausgabeanspruch über 

die Mitgliederdaten auslösen könnte, liegt aus den vorgetragenen Gründen bereits nicht vor. 

 

 

 

II. Keine Abwägung 

 

Das Landgericht hat aber nicht nur den Klägern rechtsfehlerhaft ein berechtigtes Interesse an der 

Herausgabe der Daten zugesprochen, sondern darüber hinaus die ebenfalls erforderliche Ausei-

nandersetzung mit dem Geheimhaltungsinteresse des Beklagten oder den berechtigten Belan-

gen der Parteimitglieder (BGH NJW 1983, a.a.O.) vermissen lassen, zumindest aber nicht in aus-

reichender Weise vorgenommen. 

 

1.Entgegenstehende überwiegende Interessen des Beklagten 

 

Insbesondere hat das Gericht sich nicht mit den Interessen des Beklagten auseinandergesetzt.  

 

a) Beachtung des Datenschutzes 

 

Die Beachtung des Datenschutzes hat beim Beklagten einen sehr hohen Stellenwert. Als Gliede-

rung einer politischen Partei trifft ihn eine besondere Verantwortung, Daten seiner Mitglieder ent-

sprechend den Vorgaben der DSGVO und des BDSG sowie der für die gesamte SPD geltende 

Datenschutzrichtlinie (Anlage B5) zu verarbeiten. Würde er dazu verpflichtet, die Daten seiner 



 

 

 

Mitglieder an die Kläger herauszugeben, damit diese diverse Mailings aussenden können, würde 

dies eindeutig einen erheblichen Verstoß gegen die datenschutzrechtlichen Vorgaben innerhalb 

der Partei darstellen. 

 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Verarbeitung besonderer personenbezogener Daten 

grundsätzlich nur dann zulässig ist, wenn der Betroffene hierin eingewilligt. Eine derartige Einwil-

ligung aller Mitglieder des Beklagten existiert nicht. Die Kläger können sich auch nicht auf die 

Regelung des Art. 9 (2) d)DSGVO berufen, da der Beklagte mit der Herausgabe der Mitglieder-

daten nicht mehr dazu in der Lage ist, die notwendigen geeigneten Garantien zu geben, dass die 

Verarbeitung der Daten datenschutzrechtskonform erfolgt. Der Beklagte wäre auch nicht mehr 

dazu in der Lage, einem Betroffenen eine korrekte Auskunft über die Verarbeitung seiner Daten 

zu geben. 

 

Die Kläger streben die Auslagerung der Mitgliederdaten zu einem Provider an. Diese ist ersicht-

lich „Dritter“. Der Provider soll eine Datenbank unterhalten, über die die Kläger jederzeit die Mög-

lichkeit haben, einzeln oder zusammen Mitglieder des Beklagten mit Informationen zu versorgen. 

Es geht den Klägern nicht um eine einmalige Versendung. Anders als in den entschiedenen Fäl-

len zum Vereinsrecht dient die Herausgabe der Mitgliederdaten nicht lediglich der Vorbereitung 

einer singulären Maßnahme (Einberufung einer Mitgliederversammlung, Einsicht in Unterlagen, 

etc.), um Minderheitenrechte zu gewährleisten. Würde der Beklagte zur Herausgabe der Daten 

seiner Mitglieder verpflichtet, verlöre er als datenverarbeitende Stelle die Hoheit über die ihm 

anvertrauten Daten. Er wäre nicht mehr dazu in der Lage, den Datenschutz zu gewährleisten. Er 

würde letztlich dazu gezwungen, sich datenschutzwidrig zu verhalten. Dies ist schlicht unzumut-

bar.  

 

b) Keine Servicestelle 

 

Letztlich ist der Beklagte keine Servicestelle für einzelne Mitglieder, um ihre Ansichten unter der 

Mitgliedschaft zu verbreiten. Wie in der mündlichen Verhandlung angesprochen wurde, müsste 

der Beklagte, sollte er im vorliegenden Fall zur Herausgabe der Mitgliederdaten verpflichtet wer-

den, andere Mitglieder gleich behandeln. Er wäre letztlich dazu verpflichtet, einzelnen Mitgliedern 

oder Mitgliedergruppen jeweils auf Anforderung die Daten seiner Mitglieder zur Verfügung zu 

stellen, damit diese mit Mailings versorgt werden können. Die Konsequenz des Urteils wäre letzt-

lich die Herausgabe aller E-Mail-Adressen an alle Parteimitglieder, so dass tausendfach E-Mails 



 

 

 

in alle Richtungen laufen könnten. Dies ist nicht die Aufgabe einer politischen Partei und ihrer 

Gliederungen. Die praktischen Auswirkungen wären inakzeptabel.  

 

Letztlich könnte jedes einzelne Mitglied Gliederungsvorstände bis hin zur Bundespartei zwingen, 

ihm Mitgliedsdaten auszuhändigen, damit er/sie sodann diese Mitglieder mit seinen/ihren allge-

meinen politischen Erklärungen versorgen kann. Eine Vorauswahl, welche Themen „relevant 

„und „akzeptabel“ sind, wäre nicht möglich, zumal es nicht „gute“ und „schlechte“ Themen gibt. 

Jedes Mitglied könnte verlangen, entsprechende Daten zu erhalten. Unabhängig von der Frage, 

dass eine derartige Handhabung datenschutzrechtlich nicht zu beherrschen wäre, widerspräche 

sie auch den Regelungen zur innerparteilichen Willensbildung und denen des Aufbaus der Partei. 

Wie bereits vorgetragen, vollzieht sich die Willensbildung in einer politischen Partei von unten 

nach oben. Jedes Mitglied hat die Möglichkeit, in seinem Ortsverein oder in einer bestehenden 

Arbeitsgemeinschaft Mehrheiten zu suchen und über eine Antragstellung zum Landesparteitag 

politische Themen zu setzen und Beschlüsse herbeizuführen.   

  

c) Behandlung entsprechender Anfragen 

 

Der Beklagte handhabt auch entsprechende Anfragen aus der Mitgliedschaft regelmäßig anders, 

wozu er sich aufgrund der Datenschutzrichtlinie verpflichtet sieht. Im Zusammenhang mit den 

Landtags- und Bundestagswahlen 2025 und 2026 erreichten den Beklagten regelmäßig Anfra-

gen. Baden-Württemberg hat 70 Landtagswahlkreise und 38 Bundestagswahlkreise, in denen 

zum Teil mehrere Kandidatinnen und Kandidaten antreten. Diese möchten alle gerne ihre politi-

schen Positionen allen Mitgliedern zur Kenntnis bringen. Die Linie des Beklagten ist in diesen 

Fällen immer, die Daten nicht herauszugeben. Dies ist gängige Praxis und trägt den Interessen 

aller Seiten Rechnung.  

  

d) Keine Analogie zum Vereinsrecht 

 

Zu berücksichtigen ist weiterhin, dass sich eine Analogie zum Vereinsrecht auf der Ebene des 

Beklagten als Landesverband verbietet. 

 

Der Beklagte ist nicht die mitgliederführende Ebene; dies ist vielmehr der jeweilige Ortsverein, 

dessen Vorstand gem. § 3 OrgSt und § 2 des Statuts des Beklagten über die Aufnahme von 

Mitgliedern entscheidet. Dies bedeutet, dass nur die berechtigten Personen eines Ortsvereins 

(i.d.R. Vorsitzende/r, Kassier, Mitgliederbeauftrage/r) „Zugriff“ auf die Daten der Mitglieder ihres 



 

 

 

eigenen Ortsvereins haben. Dieser besondere Schutz der Mitgliederdaten führt zu einer sehr 

strengen Handhabung im Hinblick auf die Verwendung von Mitgliederdaten für Versandaktionen 

per Post oder Mail. Die praktische Konsequenz hieraus ist, dass auf Ebene des Landesverbandes 

keine Versände für einzelne Mandatsträger (MdL, MdB,) oder regionale Parteigliederungen, z.B. 

für Wahl- oder Informationsveranstaltungen vor Ort, vorgenommen werden. Lediglich für Veran-

staltungen, zu denen landesweit eingeladen wird (Parteitage, Wahlkampfauftaktveranstaltungen, 

Politischer Aschermittwoch etc.), erfolgt ein Versand über die Landesgeschäftsstelle. Interessant 

in diesem Zusammenhang ist die Entscheidung des CDU-Parteigerichts aus 2019. Dort wurde 

der Kreisverband dazu verpflichtet, Einsicht in seine Mitgliederliste zu gewähren. Anders als bei 

der SPD ist bei der CDU der jeweilige Kreisverband die mitgliederführende Stelle; die Ortsver-

bände sind unselbständige Teile der Kreisverbände. Folgerichtig wurde in dieser Entscheidung 

auch der Kreisverband als mitgliederführende Ebene verpflichtet. Im Ergebnis kann der Beklagte 

bereits deshalb nicht zur Herausgabe der Daten seiner Mitglieder verpflichtet werden, da er nicht 

die mitgliederführende Ebene ist. Dies wurde vom Landgericht verkannt. 

 

2. Berechtigte Interessen der Mitglieder 

 

Zu berücksichtigen sind letztlich auch die berechtigten Interessen der betroffenen Mitglieder. 

 

Diese haben nicht per se ein Interesse daran, aus der Mitgliedschaft des Beklagten mehr oder 

weniger unkontrolliert Mailings zu politischen Ansichten einzelner Mitglieder oder Mitgliedergrup-

pen zu erhalten. Dies ist sicher nicht Sinn und Zweck einer Parteimitgliedschaft. Wie bereits aus-

geführt, hat das eine oder andere Mitglied ein Interesse daran, dass seine Mitgliedschaft nicht 

öffentlich bekannt wird. Dies kann persönliche oder auch berufliche Gründe haben. Ein solches 

Mitglied hat sicher kein Interesse daran, dass seine persönlichen Daten in einer externen Daten-

bank bei einem Provider hinterlegt werden, damit es für Mailings der Kläger erreichbar ist. Ein 

solches Vorgehen wäre nur dann akzeptabel, wenn die betreffenden Mitglieder vorher in die Ver-

arbeitung ihres besonderen persönlichen Datums „Parteimitgliedschaft“ eingewilligt hätten. Ohne 

eine derartige Einwilligung hat ein Mitglied Anspruch darauf, dass seine Parteimitgliedschaft „still“ 

bleibt und es von Mailings, die nicht für die Parteiarbeit und die Verwaltung seiner Mitgliedschaft 

zwingend erforderlich sind, verschont bleibt. Letztlich können die rechtlichen Interessen der be-

troffenen Mitglieder nur dadurch gewahrt werden, dass sie in die Zusendung von Informations-

material von einzelnen Mitgliedern oder Mitgliedergruppen vorab einwilligen. 

 



 

 

 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass alle Mitglieder die Möglichkeit haben, 

selbst darüber zu bestimmen, wie und in welchem Umfang sie Informationen aus der Partei, ihren 

Gliederungen Arbeitsgemeinschaften sowie weiteren Institutionen erhalten. Über das Portal mei-

nespd.de kann jedes Mitglied festlegen, ob es per Post, Telefon und/oder E-Mail Informationen 

aus der Partei erhalten und kontaktiert werden möchte. Auch den Umfang kann jedes Mitglied 

dadurch festlegen, dass es den Bezug von Newslettern für jede einzelne Gliederungsebene in 

Partei und Arbeitsgemeinschaften gesondert festlegt. Das Mitglied bestimmt also selber, ob es 

aus Ortsverein, Unterbezirk, Bezirk/Landesverband und Bundespartei Informationen erhalten will. 

Abgesehen davon, dass schon diese Festlegung nicht auf eine Situation übertragbar wäre, die 

von einzelnen Mitgliedern initiiert wurde, müsste streng genommen jedes Mitglied festlegen, wel-

ches andere Mitglied berechtigt wäre, Nachrichten an es auszusenden. Bei einer großen Organi-

sation wie der SPD wäre das schlicht unmöglich umzusetzen. Außerdem werden E-Mails in der 

Partei nicht manuell, sondern über verschiedene Aussendungssysteme versandt.  

 

 

III. Datenschutzrechtliche Unzulässigkeit 

 

Das Landgericht geht rechtsfehlerhaft davon aus, dass die Übermittlung der personenbezogenen 

Daten (Namen und E-Mail-Adressen) aller Mitglieder des Landesverbandes an die Kläger daten-

schutzrechtlich zulässig wäre. Dabei würde diese Übermittlung – wie auch die weitere geplante 

Verwendung der Kontaktdaten durch die Kläger – jedoch gegen die Vorgaben aus der DSGVO 

verstoßen. Entsprechend ist dem Beklagten eine Datenübermittlung verboten. 

 

Die Übermittlung der Mitgliederdaten an die Kläger für die vorgesehenen Zwecke stellt, wie auch 

das Landgericht korrekt erkennt (S. 13, 16 des Urteils) datenschutzrechtlich eine Verarbeitung 

i.S.d. Art. 4 Nr. 1 DSGVO in Form der Übermittlung an einen Dritten i.S.d. Art. 4 Nr. 10 DSGVO 

dar. Die Kläger wären datenschutzrechtlich Empfänger und für die Verarbeitung der Mitglieder-

daten selbstständig Verantwortliche i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DSGVO. 

 

Das Landgericht hat die datenschutzrechtliche Prüfung wiederholt auf eine Weise durchgeführt, 

die den eigenständigen Schutzgehalt der DSGVO strukturell verkennt:  

 

Es hat die datenschutzrechtliche Zulässigkeit der begehrten Datenübermittlung nicht anhand der 

Rechte der betroffenen Personen – der knapp 30.000 Mitglieder, deren Namen und E-Mail-



 

 

 

Adressen herausgegeben werden sollen – gemessen, sondern die Interessen der Kläger in den 

Vordergrund gestellt.  

 

Die DSGVO schützt jedoch natürliche Personen, die gemäß Art. 8 Abs. 1 der Charta der Grund-

rechte der Europäischen Union (EU-Charta) sowie Art. 16 Abs. 1 des Vertrags über die Arbeits-

weise der Europäischen Union (AEUV) ein (Grund-)Recht auf Schutz der sie betreffenden perso-

nenbezogenen Daten genießen (vgl. ErwG 1 DSGVO). Gerade für die Verarbeitung von beson-

deren Kategorien personenbezogener Daten wie der politischen Meinung gelten nach 

Art. 9 DSGVO besonders enge Voraussetzungen für zulässige Verarbeitungen. 

  

Die aus dem Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten folgende Schutz-

pflicht gebietet es auch dem Zivilrichter, dafür Sorge zu tragen, dass informationeller Selbstschutz 

für den Einzelnen tatsächlich möglich ist, und einen wirksamen Schutz dieses Rechts zu gewähr-

leisten (vgl. Forgó/Hänold/Pfeiffenbring/Pieper/Tehrani, ZD 2014, 182 (184, 188), unter Verweis 

auf BVerfG, Beschluss vom 17.07.2013 - 1 BvR 3167/08). 

 

Das Landgericht würdigt in seiner Entscheidung die Perspektive der betroffenen Personen nicht 

hinreichend. Dieser Perspektivfehler zieht sich fast durch die gesamte datenschutzrechtliche Be-

gründung des Urteils. So ist im Ergebnis weder der herangezogene Erlaubnistatbestand des 

Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO einschlägig, noch werden die zusätzlichen Voraussetzungen des Art. 9 

Abs. 2 DSGVO im Hinblick auf die begehrte Massenübermittlung hochsensibler Partei-Mitglied-

schaftsdaten erfüllt. 

 

Im Einzelnen gilt folgendes:  

1. Übermittlung zur Vertragserfüllung nicht erforderlich 

 

Die Übermittlung der Liste mit den Namen und den vorhandenen E-Mail-Adressen der Mitglieder 

in elektronischer Form ist nicht vom Erlaubnistatbestand des Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO gedeckt. 

Die Übermittlung ist gerade nicht für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die be-

troffenen Personen – also die Mitglieder, deren Kontaktdaten übermittelt werden sollen - sind, 

erforderlich. 

 

a) Das Merkmal der „Erforderlichkeit“ ist der „Maßstab für die Verarbeitung“ (Frenzel in: 

Paal/Pauly, DS-GVO BDSG, 4. Aufl. 2026, Art. 6 Rn. 14 mit Verweis auf Wolff in: Schantz/Wolff, 

Das neue Datenschutzrecht, Rn. 573 ff.).  



 

 

 

 

Rechtsfehlerhaft stellt das Landgericht unter Bezugnahme auf das OLG Hamm (Urt. v. 

26.04.2023, Az. 8 U 94/22; Rz. 93, zit. n. juris) fest, dass hierbei „kein objektiver Maßstab anzu-

legen [ist], sondern der von den Parteien durch Eingehung des Vertrages privatautonom gewählte 

Interessenausgleich zugrunde zu legen [ist]“ (S. 14 des Urteils). Dabei stellt das Landgericht die 

„Interessen der Kläger“ mit ein (S. 14 des Urteils), und begeht hier beispielhaft den einleitend 

unter III. dargestellten Perspektivfehler.  

 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in seinen Entscheidungen zu Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO 

wiederkehrend im Hinblick auf das Merkmal der Erforderlichkeit die objektive Unerlässlichkeit der 

Verarbeitung klargestellt (zuletzt EuGH, Urteil vom 09.01.2025 – C-394/23, NJW 2025, 807 

Rn. 33 f.: 

 

„Damit eine Verarbeitung personenbezogener Daten als für die Erfüllung eines Vertrags 

erforderlich im Sinne dieser Bestimmung angesehen werden kann, muss sie objektiv un-

erlässlich sein, um einen Zweck zu verwirklichen, der notwendiger Bestandteil der für die 

betroffene Person bestimmten Vertragsleistung ist. Der Verantwortliche muss somit nach-

weisen können, inwiefern der Hauptgegenstand des Vertrags ohne die betreffende Verar-

beitung nicht erfüllt werden könnte (EuGH ECLI:EU:C:2024:738 Rn. 44 mwN = NJW 2024, 

3637 – HTB Neunte Immobilien Portfolio u. Ökorenta Neue Energien Ökostabil IV). 

Der etwaige Umstand, dass eine solche Verarbeitung im Vertrag erwähnt wird oder für 

dessen Erfüllung lediglich von Nutzen ist, ist insoweit für sich genommen unerheblich. 

Entscheidend für die Anwendung des in Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DSGVO ge-

nannten Rechtfertigungsgrundes ist nämlich, dass die Verarbeitung personenbezogener 

Daten durch den Verantwortlichen für die ordnungsgemäße Erfüllung des zwischen ihm 

und der betroffenen Person geschlossenen Vertrags wesentlich ist und dass daher keine 

praktikablen und weniger einschneidenden Alternativen bestehen (EuGH 

ECLI:EU:C:2024:738 Rn. 44 mwN = NJW 2024, 3637 – HTB Neunte Immobilien Portfolio 

u. Ökorenta Neue Energien Ökostabil IV).“ 

 

Von Art. 6 Abs. 1  b) DSGVO sind also nur solche Verarbeitungen erfasst, die objektiv unerläss-

lich sind, um eine Leistung aus dem Vertrag zwischen Verantwortlichen und betroffenen Perso-

nen ordnungsgemäß zu erfüllen. Auf einen „Interessenausgleich“ bei dem auch Interessen Dritter 

– hier der Kläger – berücksichtigt werden, kommt es nicht an. 

 



 

 

 

b) Ob die Übermittlung der Kontaktdaten erforderlich ist, ist vorliegend vielmehr anhand der mit-

gliedschaftlichen Beziehung der betroffenen Mitglieder, deren Kontaktdaten übermittelt werden 

sollen, mit der Partei zu definieren. Diese wird u.a. in den Satzungen der Gliederungen und im 

Organisationsstatut der Partei näher bestimmt.  

 

In I.4. ist beschrieben, wie die Willensbildung innerhalb des Organisationsstatuts der Partei statt-

findet (§ 5 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 18 Abs. 3 OrgStat). Die politische Willensbildung vollzieht sich 

von unten nach oben, und beginnt im Ortsverein, Antragsrechte der Mitglieder sind klar definiert. 

In I.6. sind weitere Möglichkeiten der Partizipation (§ 13 OrgStat, z.B. Mitgliederbegehren, Mit-

gliederentscheid) beschrieben. Die Wege zur Willensbildung innerhalb der Partei werden von der 

Partei gewährleistet. Es ist nicht ersichtlich, dass die Übermittlung der Kontaktdaten an die Kläger 

für die betroffenen Mitglieder objektiv unerlässlich wäre, um diese oder weitere aus der Mitglied-

schaft entstehenden Rechte oder Pflichten zu erfüllen oder wahrnehmen zu können. Die vorbe-

schriebenen Wege stellen eine gleichwertige Alternative dar und sind im Hinblick auf die Art der 

bei einer Verarbeitung betroffenen Daten weniger einschneidend in die Rechte der betroffenen 

Mitglieder als eine direkte Kontaktaufnahme. Parteimitglieder haben sich durch ihren Beitritt dem 

Organisationsstatut unterworfen (I.3.). 

 

Darüber hinaus sieht § 5a Satz 2 OrgStat ohnehin nur eine beschränkte Weitergabe der Daten 

von Mitgliedern vor, nämlich an  

 

„Funktionsträgerinnen und Funktionsträger in Gremien, Gliederungen, Geschäftsstellen 

und Organisationseinheiten im Sinne des § 10 des Organisationsstatuts, sowie Mandats-

trägerinnen und Mandatsträger der Partei“.  

 

Soweit über § 5a Satz 3 des OrgStat die Datenschutzrichtlinie in den Blick zu nehmen ist, finden 

sich auch in dieser keine Aspekte, die für Zwecke der mitgliedschaftlichen Beziehung zwischen 

den betroffenen Personen und der Partei wesentlich sind und eine objektiv unerlässliche Über-

mittlung im Sinne des Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO an die Kläger legitimieren könnten.  

 

Die Datenverarbeitung „Übermittlung“ ist nach alledem nicht erforderlich. 

 

c) Aber auch wenn man davon ausgeht, dass in der Datenschutzrichtlinie weitere für die betroffe-

nen Mitglieder für ihre Mitgliedschaft wesentliche Verarbeitungen vorgesehen sind, auf welche 



 

 

 

man eine Übermittlung stützen könnte, was hiermit unter Verweis auf obige Ausführungen noch-

mals bestritten wird, verfängt diese Ansicht nicht:  

 

aa) § 4 Abs. 3 Satz 1 der Datenschutzrichtlinie normiert, dass  

 

„Verzeichnisse über die Daten von Mitgliedern nur an Vorstände, Geschäftsstellen und 

solche Mitglieder ausgehändigt [werden], die in der SPD eine besondere Funktion ausü-

ben, welche die Kenntnis der jeweiligen konkreten Mitgliederdaten erfordert (…).“ 

 

Eine Weitergabe oder Übermittlung von „Kontaktdaten“ (wie Name und E-Mail-Adressen) an 

„sonstige Mitglieder“ ist auch in § 4 Abs. 3 Satz 2 der Datenschutzrichtlinie nicht vorgesehen. Dort 

ist nur festgehalten, dass  

 

„soweit ein sonstiges Mitglied“ geltend machen kann, „dass es Kontaktdaten von Mitglie-

dern zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Rechte und Pflichten benötigt“, stellt „die SPD 

solche Daten nur unter geeigneten Vorkehrungen (…) zur Verfügung“.  

 

Was dabei unter „geeigneten Vorkehrungen“ zu verstehen ist, wird in § 5 der Datenschutzrichtlinie 

(„Geeignete Garantien“) näher geregelt. 

 

Dass die Kläger die Kontaktdaten nicht für die Wahrnehmung satzungsmäßiger Rechte und 

Pflichten benötigen, wurde oben unter I. bereits ausgeführt.  

 

Zudem sei hilfsweise darauf hingewiesen, dass die Datenschutzrichtlinie allein ein „zur Verfügung 

stellen“ gewährt und nicht eine „Weitergabe“ oder „Übermittlung“. Ferner müssen eben stets „ge-

eigneten Garantien“ des § 5 der Datenschutzrichtlinie beachtet werden, die unter anderem 

 

„die Nutzung von Verfahren der Verschlüsselung und Pseudonymisierung personenbezo-

genen Daten“ und  

„die Nutzung eigener sicherer Plattformen zum Informationsaustausch innerhalb der 

SPD“.  

 

vorsehen. 

 



 

 

 

Es ist demnach im Hinblick auf § 4 Abs. 3 Satz 2 der Datenschutzrichtlinie überhaupt nicht vor-

gesehen, dass Kontaktdaten ausgehändigt werden. Vielmehr werden – sofern denn überhaupt 

satzungsmäßige Rechte ausgeübt werden – über ein internes SPD-Tool („Easymailer“) die Kon-

taktmöglichkeiten genutzt, ohne dass die Berechtigten tatsächlich Zugriff auf die Klardaten hätten 

(vgl. „Pseudonymisierung“). Dies wird auch innerhalb der Partei grundsätzlich so entsprechend 

gelebt (vgl. oben II.1.c), d)). 

 

Insofern verkennt das Landgericht (S. 16 des Urteils) eindeutig den Regelungsgehalt des § 4 Abs. 

3 der Datenschutzrichtlinie, wenn es die Verarbeitung der „Herausgabe an Mitglieder selbst“ da-

rauf stützen will.  

 

bb) Ein falsches Verständnis des Landgerichts liegt auch im Hinblick auf § 2 Abs. 3 Satz 1 der 

Datenschutzrichtlinie vor (vgl. S. 15 f. des Urteils). Diese Regelung lautet: 

 

„Zudem erfolgt die Verarbeitung erforderlicher personenbezogener Daten für die Organi-

sation von Veranstaltungen, für Kandidaturen, Wahlen oder andere Ereignisse und andere 

satzungsgemäßen Aktivitäten. Ebenso zur Information und Mitgliederbetreuung, der Kor-

respondenz mit Funktionsträger:innen nach § 11 Abs. 1 des Organisationsstatuts der 

SPD, den Geschäftsstellen oder von Mitgliedern untereinander.“ 

 

Der Zugang zu Mitgliederdaten ist zunächst stets an satzungsgemäße Funktionen und Aufgaben 

von Personen innerhalb der Partei bzw. des Landesverbands gebunden. Den Klägern stehen wie 

unter I. dargestellt, schon gar keine solchen Aufgaben, Funktionen oder Rechte zu.  

 

Weiterhin zeigt die Regelung des § 2 Abs. 4 der Datenschutzrichtlinie, wer zur Datenverarbeitung 

berechtigt sein soll:  

 

Die Verarbeitung erfolgt „durch Mitarbeiter:innen der Geschäftsstellen, den Vorstand so-

wie weitere Funktionsträger:innen der jeweils zuständigen Gliederungen und regionalen 

Zusammenschlüsse sowie ihrer Arbeitsgemeinschaften. Die personenbezogenen Daten 

werden dabei durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor Kennt-

nisnahme Dritter geschützt.".  

 

Die Regelung definiert Vorgaben für ein klares Berechtigungskonzept und soll gewährleisten, 

dass die Verarbeitung personenbezogener Daten technisch und organisatorisch eingebettet und 



 

 

 

institutionell kontrolliert wird. Die Verarbeitung darf nur von einem klar begrenzten Personenkreis 

durchgeführt werden, nicht durch einzelne Mitglieder. Im Übrigen sei hier auf die nach § 5 der 

Datenschutzrichtlinie erforderlichen geeigneten Garantien verwiesen, etwa die erforderliche 

Pseudonymisierung und die erforderliche Nutzung des Tools der Partei (s. oben aa)).  

 

Ohnehin aber beschreibt die Formulierung „Korrespondenz (…) von Mitgliedern untereinander" 

in § 2 Abs. 3 der Datenschutzrichtlinie den Zweck einer Kommunikation, die im Rahmen des plan-

mäßig vorgesehenen organisatorischen Gefüges stattfindet – etwa innerhalb von Ortsvereinen, 

Gremien, Arbeitsgemeinschaften, Parteitagen –, nicht aber die Ermöglichung einer von der Par-

teistruktur losgelöste Direktkommunikation einzelner Mitglieder mit anderen Mitgliedern (vorlie-

gend sogar mit der Gesamtmitgliedschaft des Landesverbands). Die Regelung setzt bestehende 

Kommunikationsbeziehungen voraus, soll aber gerade keine Ansprüche auf die Übermittlung von 

Kommunikationsdaten oder eine Rechtfertigung hierfür bieten.  

 

Auch § 2 Abs. 3 der Datenschutzrichtlinie beinhaltet also keine Regelung, aus der hervorginge, 

dass die eine Übermittlung der streitgegenständlichen Daten für Zwecke der Mitgliedschaft erfor-

derlich sei. 

 

d) Ferner muss die Rechtsgrundlage vor dem Hintergrund der gesamten DSGVO und insbeson-

dere mit Blick auf die in Art. 5 Abs. 1 DSGVO festgelegten allgemeinen Datenschutz-Grundsätze 

betrachtet werden (vgl. EDSA, Leitlinie 02/2019, Version 2.0, 08.10.2019, Rn. 11). Durch die 

Übermittlung der Kontaktdaten würde der Beklagte – unbeschadet der ohnehin nicht einschlägi-

gen Rechtsgrundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO – gegen mehrere Datenschutz-Grundsätze 

verstoßen. 

 

aa) Gem. Art. 5 Abs. 1 b) DSGVO gilt der Grundsatz der Zweckbindung, wonach personenbezo-

gene Daten nur für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und nicht in 

einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden dürfen. Ent-

sprechend muss der Zweck der Datenverarbeitung näher betrachtet werden, welcher durch die 

Übermittlung an die Empfänger verfolgt wird bzw. anschließend von den Empfängern selbst ver-

folgt werden soll.  

 

Die Kläger verlangen eine Herausgabe, um „zu friedenspolitischen Themen, abhängig von der 

jeweiligen Krisensituation in der Welt, entsprechende Aufrufe zu verschicken“ (siehe Bl. 160 d.A.). 

Die Beschreibung ist mangels hinreichender Konturierung schon an sich zu weitgehend, als dass 



 

 

 

hiermit die Einhaltung des Grundsatzes der Zweckbindung vom Beklagten als datenschutzrecht-

lich Verantwortliche für die Übermittlung gewährleistet werden könnte.  

 

Nach der obergerichtlichen Rechtsprechung zu Mitgliedsrechten ist in Bezug auf die Herausgabe 

von Daten anderer Mitglieder im Vereinsrecht stets eine Prüfung der Sachlage im Einzelfall er-

forderlich (siehe etwa BGH, Hinweisbeschluss v. 21.06.2010 - II ZR 219/09 = NZG 2010, 1430, 

Rn. 6; OLG Hamm, Urteil vom 26.04.2023 - 8 U 94/22; Rn. 35). Nichts anderes darf im Daten-

schutzrecht gelten. Die Herausgabe der Mitgliederdaten zu nicht hinreichend definierten Zwecken 

und ohne zeitliche und örtliche Beschränkung liefe einer Einzelfall-Betrachtung zuwider. Der 

Grundsatz der Zweckbindung wäre verletzt. 

 

bb) Demgegenüber verlangt der Grundsatz der Datenminimierung (Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO), 

dass personenbezogene Daten (nur) „dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für 

die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt“ verarbeitet werden. Entscheidend ist, 

ob im Einzelfall eine ebenso effektive Alternative mit geringerer Eingriffstiefe vorhanden ist (Roß-

nagel in Simitis/Hornung/Spiecker gen. Döhmann, Datenschutzrecht, 2. Auflage 2025, Art. 5 Rn. 

121). 

 

Dass die Übermittlung der streitgegenständlichen Daten für Zwecke der Vertragserfüllung (Mit-

gliedschaft) nicht erforderlich ist, wurde bereits unter a) – c) dargestellt. Datensparsamere Wege, 

wie die Kontaktmöglichkeit über ein SPD-Tool und die gewährleistete Pseudonymisierung wurden 

aufgezeigt. 

 

Aber auch wenn man entgegen hiesiger Auffassung annehmen möchte, dass das Organisations-

statut eine Datenübermittlung erlaubt, ist es doch offensichtlich, dass für das Begehren der Kläger 

der Erhalt der Namen der einzelnen Mitglieder nicht notwendig ist. Die Mitglieder als betroffene 

Personen könnten auch ohne Offenlegung derer Namen per E-Mail kontaktiert werden. Es geht 

den Klägern lediglich um die Kontaktaufnahme zu „friedenspolitischen Themen“, wobei eine na-

mentliche Ansprache der einzelnen Mitglieder nicht erforderlich ist. 

 

Auch ist zu berücksichtigen, dass den Mitgliedern mit der Beitrittserklärung ein Recht auf Wider-

spruch zur Verwendung der E-Mail-Adressen für Zwecke „elektronische[r] Informationen über po-

litische Themen“ eingeräumt wird. Ein etwaig erklärter Widerspruch müsste zwangsläufig auch 

von den Klägern berücksichtigt werden. Insofern besteht kein Anlass bzw. Recht dazu die E-Mail-



 

 

 

Adressen von Mitgliedern zu übermitteln, die gegenüber der Partei einen entsprechenden Wider-

spruch erklärt haben (hierauf weist implizit auch hin: BGH NZG 2010, 1430 Rn. 14). 

 

cc) Nicht zuletzt läge ein Verstoß gegen den datenschutzrechtlichen Grundsatz der Transparenz 

(Art. 5 Abs. 1 lit. a var. 1 DSGVO) vor. Die betroffenen Mitglieder wurden zu keinem Zeitpunkt in 

hinreichende Form darüber informiert, dass ihre personenbezogenen Daten gegenüber anderen 

Mitgliedern zur Bewerbung derer politischen Ansichten offengelegt werden. 

 

2. Vorrang der Rechtsgrundlage der Einwilligung  

 

Das Landgericht hat erkannt, dass die Abfrage der Einwilligung der betroffenen Mitglieder möglich 

erscheint (S. 10 des Urteils): 

 

„(…) erscheint es im Übrigen auch denkbar, dass der Beklagte entsprechende organisa-

torische Maßnahmen ergreift, etwa in dem er – was technisch möglich erscheint – die 

Zustimmung zur Kontaktaufnahme durch andere Mitglieder explizit bei den Mitgliedern 

abfragt (…)“. 

 

Eine solche Einwilligungslösung im Hinblick auf die Übermittlung der Mitgliederdaten und die an-

schließende Verwendung erscheint in der Gesamtschau als einzig richtig. 

 

Dabei ist maßgeblich die Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 04.10.2024, C-621/22 = NJW 

2024, 3769 Rn. 31) zu beachten, der ausführt, dass  

 

„die in Art. 6 Abs. 1 lit. b bis f DSGVO vorgesehenen Rechtfertigungsgründe insgesamt 

eng auszulegen sind, da sie dazu führen können, dass eine Verarbeitung personenbezo-

gener Daten trotz fehlender Einwilligung der betroffenen Person rechtmäßig ist (…)“.  

 

Mit seinem Urteil hat der EuGH festgestellt, dass es einem Verband, der personenbezogene Da-

ten seiner Mitglieder offenlegen möchte, insbesondere möglich wäre, seine Mitglieder im Voraus 

zu informieren und sie zu fragen, ob sie überhaupt möchten, dass ihre Daten für bestimmte Zwe-

cke an Dritte weitergegeben werden dürfen. Diese Lösung würde es den betroffenen Mitgliedern 

ermöglichen, im Einklang mit dem Grundsatz der Datenminimierung die Kontrolle über die Offen-

legung ihrer personenbezogenen Daten zu behalten und so die Offenlegung dieser Daten auf 

das zu beschränken, was für die Zwecke, für die diese Daten übermittelt und verarbeitet werden, 



 

 

 

tatsächlich notwendig und erheblich ist. Dies stelle grundsätzlich einen geringen Eingriff in das 

Recht auf Schutz der Vertraulichkeit der personenbezogenen Daten dar und ermögliche es den 

Mitgliedern gleichzeitig, das geltend gemachte Interesse ebenso wirksam wahrzunehmen (EuGH, 

Urteil vom 04.10.2024, C-621/22 = EuGH NJW 2024, 3769 Rn. 51 ff.). 

 

Die vorliegende Konstellation (Partei – Mitglieder) ist der Konstellation, die dem vorgenannten 

EuGH-Urteil zugrunde lag, sehr ähnlich (Sportverband – Mitglieder). Wie eben auch das Landge-

richt erkannt hat, wäre es möglich, die SPD-Mitglieder über die beabsichtigte Offenlegung ihrer 

Kontaktdaten an weitere Mitglieder im Voraus zu informieren und sie zu fragen, ob sie möchten, 

dass ihre Daten für Zwecke der Kommunikation in Bezug auf „friedenspolitische Themen“ (not-

wendig wäre – wie bereits dargelegt – eine konkretere Beschreibung der Zwecke, s. oben 1.d)) 

an bestimmte Mitglieder, vorliegend die Kläger, weitergegeben werden.  

 

Über eine Einwilligung würden die Mitglieder die Kontrolle über die eigenen personenbezogenen 

Daten behalten. Eine Behelligung der an einer direkten Kontaktaufnahme nicht interessierter Mit-

glieder könnte somit effektiv vermieden werden.  

 

Ein anderes Verständnis würde wieder zu dem Perspektivfehler führen (siehe einleitend III.), mit 

welchem im Hinblick auf die Zulässigkeit der Verarbeitung nicht die betroffene Person in den Blick 

genommen wird. 

 

Für die Notwendigkeit einer Einwilligungslösung spricht im Übrigen auch § 4 Abs. 4 der Daten-

schutzrichtlinie. Dort wird den Mitgliedern zugesichert:  

 

„Soweit parteiöffentliche Mitgliederverzeichnisse eingerichtet werden, sind darin Daten 

von Mitgliedern nur auf der Grundlage einer gesonderten, freiwilligen Einwilligung des Be-

troffenen aufzunehmen, die für die Zukunft frei widerruflich sind.“  

 

Die sich aus dem Urteil des Landgerichts ergebende Folge, dass einzelnen Mitgliedern bzw. Mit-

gliedergruppen bei jeglichem Anlass (vgl. oben 1.d)) die Namen und E-Mail-Adressen der ande-

ren Mitglieder gegenüber offengelegt werden müsste, käme der Veröffentlichung eines parteiöf-

fentlichen Mitgliederverzeichnisses sehr nahe. Betroffene müsste aber schon wegen der Rege-

lung in § 4 Abs. 4 der Datenschutzrichtlinie annehmen, dass Kontaktdaten-Übermittlungen an 

andere Mitglieder nur nach vorheriger Einwilligung erfolgten.  

 



 

 

 

3. Keine alternativen Rechtfertigungsgründe 

 

Die Übermittlung der streitgegenständlichen Daten lässt sich datenschutzrechtlich auch nicht 

über andere Tatbestände aus Art. 6 DSGVO rechtfertigen.  

 

So gilt etwa der Vorrang der Einwilligung nach der Rechtsprechung des EuGH ausdrücklich auch 

für alle übrigen Rechtfertigungstatbestände, also Art. 6 Abs. 1 lit. c bis f DSGVO (EuGH, Urteil 

vom 09.01.2025, C-394/23 = NJW 2025, 807 Rn. 31; siehe hierzu bereits oben 2.).  

Unbeschadet dessen würde ein vom Landgericht bisher überhaupt nicht angedachter, etwaiger 

Rückgriff auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO fehlgehen. Die strengen Vorgaben des EuGH zu den 

konstitutiv erforderlichen drei kumulativen Voraussetzungen (1. Wahrnehmung berechtigter Inte-

ressen, 2. Erforderlichkeit der Verarbeitung, 3. Keine überwiegenden Interessen der Betroffenen; 

vgl. hierzu in ständiger Rechtsprechung etwa EuGH, Urteil vom 04.10.2024, C-621/22 = NJW 

2024, 3769 Rn. 37 ff.), können vom Beklagten als Verantwortlichen nicht eingehalten werden. 

  

So müsste etwa im Rahmen der Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen einer „Erforder-

lichkeit der Verarbeitung“ insbesondere bewertet werden, ob das berechtigte Interesse an der 

Verarbeitung der Daten nicht in zumutbarer Weise ebenso wirksam mit anderen Mitteln erreicht 

werden kann, die weniger stark in die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen 

eingreifen, wobei eine solche Verarbeitung innerhalb der Grenzen dessen erfolgen muss, was 

zur Verwirklichung dieses berechtigten Interesses unbedingt notwendig ist. Nach EuGH-Recht-

sprechung ist hier – unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Datenminimierung – insbeson-

dere zu beachten, inwieweit es dem Verantwortlichen möglich wäre eine Einwilligung einzuholen 

(EuGH, Urteil vom 04.10.2024, C-621/22 = NJW 2024, 3769 Rn. 42, 51 ff.). Wie bereits in 2. 

dargestellt, wäre dies vorliegend möglich (was auch das Landgericht erkannt hat). In I. ist zudem 

dargelegt, dass jedenfalls die Kläger schon gar kein berechtigtes Interesse haben. 

 

Ferner mangelt es daran, dass den betroffenen Personen zum Zeitpunkt der Erhebung der Daten 

ein unmittelbar verfolgtes berechtigtes Interesse an der Übermittlung ihrer personenbezogenen 

Daten nicht entsprechend Art. 13 Abs. 1 lit. d DSGVO mitgeteilt wurde, was jedoch zwingend 

wäre (EuGH, Urteil vom 04.10.2024, C-621/22 = NJW 2024, 3769 Rn. 41: „Außerdem obliegt es 

nach Art. 13 Abs. 1 lit. d DSGVO dem Verantwortlichen, einer betroffenen Person zu dem Zeit-

punkt, zu dem personenbezogene Daten bei ihr erhoben werden, die verfolgten berechtigten In-

teressen mitzuteilen, wenn diese Verarbeitung auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO beruht“).  

 



 

 

 

Es sind andere, leicht gangbare Wege der Willensbildung innerhalb des Organisationsstatuts vor-

gesehen (dazu 1.b)), die weniger stark in die Rechte der betroffenen Mitglieder einschneiden. Auf 

die in einer Interessensabwägung auch zu berücksichtigenden sog. „stillen Parteimitglieder“ sei 

verwiesen (dazu oben II.2.c). 

 

Unbeschadet dessen sei auf die Ausführungen in 1.c) und 1.d) verwiesen.  

 

4. Unzureichende Betrachtung der Anforderungen des Art. 9 DSGVO 

 

Art. 9 DSGVO sieht für besondere Kategorien von personenbezogenen Daten gegenüber 

Art. 6 DSGVO erhöhte Anforderungen an die Rechtmäßigkeit vor, die in einem grundsätzlichen 

Verarbeitungsverbot in Kombination mit streng ausgestalteten Voraussetzungen für eine Zuläs-

sigkeit der Verarbeitung bestehen (Albers/Veit in: Wolff/Brink/v. Ungern-Sternberg, BeckOK Da-

tenschutzrecht, 54. Edition, Stand: 01.08.2025, Art. 9, Rn. 1). Diese erhöhten Anforderungen des 

Art. 9 DSGVO können – unbeschadet der ohnehin fehlenden Rechtmäßigkeit i.S.d. Art. 6 Abs. 1 

DSGVO – vorliegend in Bezug auf die begehrte Datenübermittlung vom Beklagten an die Kläger 

nicht erfüllt werden. 

 

Unzweifelhaft werden durch die Übermittlung der Kontaktdaten der Mitglieder besondere Kate-

gorien personenbezogener Daten verarbeitet, konkret die Parteimitgliedschaft, mithin die Kate-

gorie „politische Meinung“ (vgl. Schulz in: Gola/Heckmann, Datenschutz-Grundverordnung – 

Bundesdatenschutzgesetz, 3. Auflage 2022, Art. 9, Rn. 15). 

 

a) Eine hinreichende, nämlich „ausdrückliche Einwilligung“ der betroffenen Mitglieder im Sinne 

des Art. 9 Abs. 2 lit. a DSGVO in Verbindung mit Art. 4, Nr. 11 und Art. 7 DSGVO im Hinblick auf 

die Datenübermittlung liegt nicht vor.  

 

Wenn das Landgericht hier unter Bezugnahme auf Art. 9 Abs. 1 lit. a DSGVO hingegen annimmt, 

dass die Mitglieder durch ihren Parteibeitritt „ausdrücklich zugestimmt haben“ (S. 15 des Urteils), 

mithin eine hinreichende datenschutzrechtliche Einwilligung annehmen will, ist dies schlichtweg 

falsch. 

 

Eine Einwilligung der betroffenen Person ist gem. Art. 4 Nr. 11 DSGVO 

 



 

 

 

„(…) jede freiwillig für den bestimmten Fall, in informierter Weise und unmissverständlich 

abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen 

bestätigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der 

Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist“.  

 

 

Art. 7 Abs. 2 Satz 1 DSGVO gibt zudem vor: 

„Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die noch 

andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und 

leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von 

den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist.“ 

 

 

Art. 9 Abs. 2 lit. a DSGVO verlangt für die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezo-

gener Daten explizit eine „ausdrückliche Einwilligung“ der betroffenen Person.  

Eine konkludente, stillschweigende oder aus dem Gesamtverhalten abgeleitete Einwilligung ge-

nügt nach dem klaren Wortlaut der zitierten Normen also nicht. Ein vermutetes Einverständnis ist 

dem Datenschutzrecht fremd (so aber fälschlicherweise ausdrücklich das Landgericht im Hinblick 

auf die Kontaktaufnahme, S. 9 des Urteils). 

 

Der Verweis des Landgerichts auf „§ 5a des Organisationsstatuts i.V.m. der hierzu erlassenen 

Datenschutzrichtlinie der SPD“ (S. 15 des Urteils) läuft ins Leere, dort findet sich keine „ausdrück-

liche Einwilligung“ im Sinne der DSGVO in die Datenübermittlung. Auch der Parteibeitritt stellt 

natürlich keine solche ausdrückliche Einwilligung in die Datenübermittlung dar. So gibt es auch 

bei der Beitrittserklärung keine Möglichkeit eine solche separate und ausdrückliche Einwilligung 

zu erteilen. Kein betroffenes Mitglied des Landesverbandes hat gegenüber dem Beklagten eine 

entsprechende ausdrückliche Einwilligung in die Weitergabe seiner Kontaktdaten an einfache 

Mitglieder zum Zweck politischer Mobilisierung erteilt. 

 

b) Auch die erhöhten Rechtmäßigkeitsanforderungen aus Art. 9 Abs. 2 lit. d DSGVO können vor-

liegend in Bezug auf die Übermittlung der streitgegenständlichen Daten nicht erfüllt werden.  

Danach ist die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten nur auf Grund-

lage geeigneter Garantien zulässig, wenn sie durch eine politisch tätige Organisation im Rahmen 

ihrer rechtmäßigen Tätigkeit vorgenommen wird, die Verarbeitung sich ausschließlich auf Mitglie-

der (oder ehemalige Mitglieder) bezieht und die Daten ohne Einwilligung der betroffenen 



 

 

 

Personen nicht nach außen offengelegt werden. Durch die Vorschrift wird deutlich, dass politi-

schen Parteien eine besondere Funktion und Signifikanz in einer demokratischen Gesellschaft 

beigemessen wird (Schulz in: Gola/Heckmann, Datenschutz-Grundverordnung – Bundesdaten-

schutzgesetz, 3. Auflage 2022, Art. 9, Rn. 29). 

 

Was rechtmäßig ist, schreibt die Satzung vor. Wie bereits dargelegt, ist von der Satzung bzw. 

dem Organisationsstatut ein Vorhaben, wie sie die Kläger planen, gerade nicht umfasst. Damit 

findet es auch nicht im Rahmen einer rechtmäßigen Tätigkeit der für die etwaige Übermittlung 

von Mitgliederdaten verantwortlichen Partei statt.  

 

Wie bereit dargestellt, würde die Partei Daten an Dritte, also nach außen offengelegen. Der Partei 

ist die Kontrolle entzogen. Das Landgericht hat die eigene Verantwortlichkeit der Kläger festge-

stellt (S. 16 des Urteils). Für die Übermittlung an Dritte wäre eine Einwilligung erforderlich, welche 

vorliegend fehlt. 

 

Auch würde die Überlassung der Mitgliederdaten zum Zwecke des E-Mail-Versands keinen den 

gesetzlichen und internen Regelungen entsprechenden Anforderungen an „geeignete Garantien“ 

genügen.  

 

Diese Garantien dienen dem Schutz bzw. der Wahrung der Rechte, Freiheiten und Interessen 

der betroffenen Personen. § 5 der Datenschutzrichtlinie sieht Maßnahmen vor, die die Anforde-

rungen an geeignete Garantien erfüllen soll („Die SPD ergreift im Sinne geeigneter Garantien 

gem Art. 9 Abs. 2 d) DSGVO technisch-organisatorische Maßnahmen zum Schutz personenbe-

zogener Daten betroffener Personen“), etwa die Pseudonymisierung oder Nutzung sicherer Platt-

formen zum Informationsaustausch innerhalb der SPD (dazu bereits oben 1.c) aa)). Würde die 

Übermittlung der Namen und E-Mail-Adressen vorgenommen werden, würden diese geeigneten 

Garantien nicht mehr geleistet werden. 

 

Der Beklagte nimmt nicht zu unterschätzenden und kostenintensiven Aufwand in Kauf, um die 

Vorgaben der DSGVO einhalten zu können. So verwaltet er eine eigene IT, arbeitet mit zahlrei-

chen professionellen IT-Dienstleistern zusammen und unterhält mit diesen Vereinbarungen nach 

Art. 28 DSGVO. All das können Privatpersonen, die die Daten als Berufungsbeklagte empfangen 

möchten, in dieser Form nicht leisten. Man würde die DSGVO und ihre Maßgaben (z.B. die nach 

Art. 32 DSGVO zur Sicherheit der Verarbeitung) ad absurdum führen, wenn einzelnen Mitgliedern 



 

 

 

sensible Informationen wie Namen und E-Mail-Adressen anderer Mitglieder einer politischen Par-

tei offengelegt werden müsste.  

 

5. Abschließende Wertung: 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Kläger keinen Anspruch auf Herausgabe der Daten 

der Mitglieder des Beklagten haben. Eine vorzunehmende Interessenabwägung geht zu Lasten 

der Kläger, die andere Möglichkeiten haben, ihre politischen Thesen zu verbreiten und zu disku-

tieren. Die Herausgabe der Mitgliederdaten ist nicht zwingend erforderlich, um die Mitglied-

schaftsrechte der Kläger zu wahren. Die vereinsrechtlichen Entscheidungen staatlicher Gerichte 

im Zusammenhang mit dem Minderheitenschutz, insbesondere § 37 BGB, sind auf den vorlie-

genden Fall nicht übertragbar. Dies gilt auch für die Entscheidung des CDU-Parteigerichts aus 

dem Jahre 2019. Alle diese Entscheidungen beschäftigen sich mit der Frage, inwieweit ein An-

spruch auf Herausgabe von Mitgliederdaten besteht, um Mitgliedsrechte effektiv ausüben zu kön-

nen. Alle diese Entscheidungen beschäftigen sich mit der Möglichkeit einzelner Mitglieder, Ver-

sammlungen einzuberufen, um Beschlüsse herbeizuführen oder auch eine Neuwahl. In diesem 

Zusammenhang besteht ein Anspruch auf Aushändigung von Mitgliederdaten, um den Minder-

heitenschutz zu gewährleisten. In diesen Fällen haben die Anspruchsteller keine andere Möglich-

keit, eine Versammlung einzuberufen, als die einzelnen Mitglieder anzusprechen. Insofern ist hier 

– anders als im vorliegenden Fall - der Kernbereich des Mitgliedschaftsrechts betroffen. 

 

Die Kläger sind auch ohne Aushändigung der Mitgliederdaten nicht daran gehindert, an der in-

nerparteilichen Willensbildung teilzunehmen. Die von den Klägern intendierte Diskussion des 

„Friedensthemas“ ist bereits im vollen Gange. Die Mitglieder sind hier ausreichend sensibilisiert, 

so dass es eines Mailings durch die Kläger nicht zwingend bedarf. Ein Anspruch der Kläger auf 

„Bewusstseinsbildung“ der Mitglieder des Beklagten, wie vom Kläger zu 1) in der mündlichen 

Verhandlung angesprochen, besteht nicht. Die Kläger haben ausreichend Möglichkeiten und Ge-

legenheit, sich an der innerparteilichen Diskussion zu beteiligen, wie auch bereits durch den In-

ternetauftritt „www.mehr-diplomatie-wagen.de“ sowie die Behandlung auf dem Bundesparteitag 

2023 geschehen. Darüber hinausgehend besteht kein Anspruch auf Aushändigung der Daten der 

Mitglieder des Beklagten, um diese persönlich ansprechen zu können. Anders als in den ent-

schiedenen Fällen gebietet der Minderheitenschutz keine andere Entscheidung, zumal nach ei-

gener Aussage der Kläger keine konkreten Beschlüsse (wie in den zitierten Entscheidungen) an-

gestrebt werden, sondern „Bewusstseinsbildung“ erfolgen soll. Dies ist aber, wie bereits darge-

legt, auf anderen Wegen möglich, die von den Klägern auch bereits beschritten wurden. 



 

 

 

 

Ein Anspruch auf Herausgabe der Mitgliederdaten des Beklagten besteht nicht. Das Urteil des 

Landgerichts ist mithin aufzuheben. 

 

 

Kleinheyer 

Rechtsanwältin 

 

 

 


